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Niederschrift 
über die 29. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung 
am Mittwoch, 8. November 2023, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Katharina Griesel, 1. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 
Anke Bergmann, 2. stellvertretende Vorsitzende, SPD 
Kerstin Linne, Mitglied, B90/Grüne 
Anja Lipschik, Mitglied, B90/Grüne 
Thomas Volmer, Mitglied, B90/Grüne 
Dr. Cornelia Janusch, Mitglied, SPD 
Ramona Kopec, Mitglied, SPD (Vertretung für Frau Sabine Wurst) 
Maximilian Bathon, Mitglied, CDU (Vertretung für Herr Marcus Leitschuh) 
Christoph Frank, Mitglied, CDU (Vertretung für Frau Jutta Schwalm) 
Holger Römer, Mitglied, CDU (Vertretung für Herr Dr. phil. Michael von Rüden) 
Lutz Getzschmann, Mitglied, DIE LINKE 
Michael Moses-Meil, Mitglied, AfD 
 
Magistrat 
Nicole Maisch, Bürgermeisterin, B90/Grüne 
 
Schriftführung 
Feyza Tanyeri, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Thorsten Burmeister, Mitglied, FDP 
Jennifer Rieger, Stadtverordnete, Die PARTEI 
Yuanyuan Becker-Hong, Vertreterin des Ausländerbeirates 
Ariane Kipp, Vertreterin des Behindertenbeirates 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 
Franziska Kreuzer, Dezernat für Jugend, Gesundheit, Bildung und 
Chancengleichheit 
Andre Roßmann, Kindertagesbetreuung Kassel 
Axel Jäger, Hochbau- und Gebäudebewirtschaftung 
Antje Kühn, Kindertagesbetreuung Kassel 
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2 von 5 Tagesordnung: 
 
1. Sichere Schulwege                                                                                 101.19.759 
2. Vorstellung der Evaluation des Onlineportals Kibeka                    101.19.816 
3. Ausweitung der Öffnungszeiten von Jugendzentren 101.19.943 
4. Sachstandbericht der "GWGpro Schulen" 101.19.948 
 
1. stellvertretende Vorsitzende Griesel eröffnet die mit der Einladung vom 
1. November 2023 ordnungsgemäß einberufene 29. öffentliche Sitzung des 
Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung, begrüßt die Anwesenden und stellt 
die Beschlussfähigkeit und Tagesordnung fest. 
 
 

1. Sichere Schulwege 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15. Mai 2023 
Bericht des Magistrats 
- 101.19.759 - 

 
Beschluss 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, die Sicherung der Schulwege konzeptionell 
weiterzuentwickeln und zielgerichtet zu verbessern.  
 
Hierzu sollen folgende Schritte erfolgen:  
 
1. Zunächst wird in den Ausschüssen für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr sowie für Schule, Jugend und Bildung über bereits durchgeführte und 
geplante Maßnahmen und deren Wirksamkeit berichtet.  
 
2. Anschließend werden die vorhandenen Instrumente und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Schulwegsicherheit in einem Maßnahmenkatalog gebündelt 
und aufbereitet. Dazu gehören neben der Erklärung der jeweiligen Maßnahme 
auch die Kriterien für die Umsetzbarkeit. Positive Umsetzungsbeispiele wie z. B. 
das „gelbe Füße“-Projekt, die Einrichtung von Hol- und Bringzonen oder 
Aktionstage wie an der Herkulesschule sollen dargestellt und weiter 
ausgearbeitet werden. Darüber hinaus sollen neue Maßnahmen, wie z. B. die 
Fußweggemeinschaft „laufender Schulbus“ mit Pilotversuchen erprobt und in 
den Maßnahmenkatalog aufgenommen werden.  
 
3. Die zielgerichteten Verbesserungen erfolgen individuell für jeden 
Schulstandort. Über die jeweils nötigen Maßnahmen sollen alle Beteiligten 
gemeinsam beraten (Elternvertretung, Schulleitung, Stadt- und 
Schulverwaltung, Ortsbeirat, Polizei und Verkehrswacht). Schulwege mit bereits 
bekannten Gefahrenpunkten und insbesondere Unfallschwerpunkten sollen 
dabei bevorzugt bearbeitet werden. Außerdem sollen Schulen, die selbst über 
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werden.  
 
4. Der Magistrat berichtet in den Ausschüssen für Stadtentwicklung, Mobilität 
und Verkehr sowie für Schule, Jugend und Bildung über die Umsetzung dieses 
Beschlusses erstmals im zweiten Halbjahr 2023 und im Anschluss möglichst 
jährlich. 

 
Bürgermeisterin Maisch, Frau Maiwald, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt, und 
Herr Dr. Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt, berichten über die geplanten 
und bisher durchgeführten Maßnahmen, die Aufgaben der Stadt, 
Schulwegprojekte, Elternhaltestellen, Laufbushaltestellen und die Aktionen in 
Schulen und beantworten die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
2. Vorstellung der Evaluation des Onlineportals Kibeka 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 12. Juni 2023 
Bericht des Magistrats 
- 101.19.816 - 

 
Beschluss 

 
Der Magistrat wird gebeten, in einer der folgenden Sitzungen des Ausschusses 
für Schule, Jugend und Bildung über die Evaluation des Portals Kibeka zu 
berichten. Dabei soll aufgezeigt werden, wie das Onlineportal bei den 
unterschiedlichen Nutzergruppen (Eltern, Kita etc.) angenommen wird, in 
welcher Form Rückmeldungen von Eltern erfasst werden, welche Maßnahmen 
zur Nutzerfreundlichkeit verbessert wurden und welche weiteren Schritte mit 
dem Onlineportal noch erfolgen sollen. 

 
Bürgermeisterin Maisch, Frau Kühn, Kindertagesbetreuung Kassel, und Herr 
Roßmann, Kindertagesbetreuung Kassel, berichten über den aktuellen Stand von 
KiBeKa, die Vorteile und Nachteile, die geplanten Änderungen und Neuerungen und 
beantworten die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Ausweitung der Öffnungszeiten von Jugendzentren 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.943 - 

 

Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, welche Kosten und Personalbedarfe 
durch die Ausweitung der Öffnungszeiten der Jugendzentren auf Wochenenden 
und Schulferien entstehen würden. Über das Ergebnis soll in der Januar Sitzung 
des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung berichtet werden. 

 

Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion DIE LINKE, begründet den Antrag seiner 
Fraktion und übernimmt die Änderungsvorschläge des Stadtverordneten Römer, 
CDU- Fraktion, und der Stadtverordneten Dr. Janusch, SPD-Fraktion und ändert 
ihn wie folgt ab. 
 

➢ Geänderter Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, welche Kosten und Personalbedarfe 
durch die Ausweitung der Öffnungszeiten der Jugendzentren auf Wochenenden 
und Schulferien entstehen würden. Darüber hinaus soll der Mehrbedarf an 
Personal geprüft werden, der durch die steigenden Nachfragen durch die 
Kinder und Jugendlichen in den Einrichtungen besteht. Über das Ergebnis soll 
in der Januar Sitzung des zeitnah im Ausschusses für Schule, Jugend und 
Bildung berichtet werden. 

 
 

Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der Fraktion DIE LINKE betr. Ausweitung der 
Öffnungszeiten von Jugendzentren, 101.19.943, wird zugestimmt. 
 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Lipschik 
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4. Sachstandbericht der "GWGpro Schulen" 

Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.19.948 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie ist der derzeitige Sachstand der Planungen bei den folgenden 
Schulen? 
• Elisabeth-Knipping Schule 
• Georg-August-Zinn Schule 
• Johann-Amos Comenius Schule  
• Friedrichsgymnasium und  
• Wilhelmsgymnasium 
• Gesamtschule Nord+ 

2. Was ist der Grund der Verzögerung für die Vorstellung der Projekte in 
den politischen Gremien? 

3. Hält der Magistrat an der Umsetzung der oben genannten Schulen 
weiter fest? 

 
Bürgermeisterin Maisch beantwortet die Anfrage. Die schriftliche Beantwortung 
wird der Niederschrift als Anlage beigefügt.  
 
1. stellv. Vorsitzende Griesel erklärt die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:11 Uhr 
 
 
 
 
 
Katharina Griesel Feyza Tanyeri 
1. stellvertretende Vorsitzende Schriftführerin 
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